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Politische Bildung 
ist unverzichtbar

Im Sommer 2004 for-
derte der baden-württem-
bergische Gemeindetag
die Schließung der Lan-
deszentrale für politische
Bildung Baden-Württem-
berg. Ihr damaliger Direk-
tor Siegfried Schiele pro-
testierte dagegen öffent-
lich und fing sich darauf-
hin einen kühlen Brief sei-
tens des Hauptgeschäfts-
führers des genannten
Verbandes ein: Angesichts
der Sparzwänge der öf-
fentlichen Hand müsse
nunmehr zwischen nütz-
lichen und notwendigen
Institutionen unterschie-
den werden. Damit war
ein neues Kriterium für
Überleben und Tod in Zei-
ten knapper Kassen gebo-
ren, und eine bewährte
Einrichtung der politi-
schen Bildung befand sich
plötzlich auf der Ab-
schussliste selbsternannter
Sparkommissare. 

Es ist zwar reichlich be-
fremdlich, Begründungen
dafür abliefern zu müssen,
dass politische Bildung
nicht nur etwas Nützli-
ches, sondern auch etwas

dringend Notwendiges
ist. Aber es führt wohl
kein Weg daran vorbei, da
manche Leute die Demo-
kratie anscheinend für
eine Einrichtung halten,
die sich von selbst erneu-
ert. 

In den angeblich oder
tatsächlich so klammen
baden-württembergischen
Kommunen werden Bar-
fußpfade zum Schlamm-
stapfen eingerichtet, mil-
lionenteure Haltestellen
für nicht einmal zwanzig
Stadtbahnpassagiere täg-
lich in die Landschaft ge-
stellt oder Fußbälle von
städtischen Ämtern als
WM-Werbegag in die
Bäume von Einkaufsalleen
gehängt. Das Freizeitver-
gnügen von Reisegruppen
wird mit vom Steuerzah-
ler hoch subventionierten
Bahntickets gefördert.
Tausende von Finanzbe-
amten, bezahlt von den
Ländern, müssen sich da-
mit abmühen, Abermillio-
nen von Belegen zu kon-
trollieren, die Millionen
von Steuerpflichtigen
pflichtschuldig und verär-
gert zugleich sammeln,
um einem Steuerrecht ge-
recht zu werden, das nach

Vereinfachung und Ent-
bürokratisierung gera-
dezu schreit. Tausende
von öffentlich Bedienste-
ten schlagen sich in Rat-
häusern und Behörden
mit einem Personal- und
Arbeitsrecht herum, das in
seinen feinen Verästelun-
gen mit seinen Tausenden
Regelungen und Sonder-
regelungen schlichtweg
nicht mehr zu durch-
schauen geschweige denn
leistungsgerecht ist. Für
solcherlei Unsinn im Qua-
drat – wo bleiben da die
Rechnungshöfe? – stehen
Milliarden zur Verfügung,
einige Millionen für die
politische Bildung werden
dagegen von manchen für
überflüssig gehalten.
Manchmal stellt sich die
Frage, wem da eigentlich
die Wertmaßstäbe zuneh-
mend verrutschen. 

Vorsorge 
für Demokratie
Eine der Begründungen,
mit denen die politische
Bildung heutzutage in-
frage gestellt wird, lautet:
Die Demokratie ist stabil,
also brauchen wir die poli-
tische Bildung nicht mehr.
Das entspricht dem Motto:
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Wer satt ist, kann mit dem
Essen aufhören. Aber was,
wenn man wieder Hunger
bekommt? 

Es ist eine seltsam ver-
quere Sichtweise, Institu-
tionen und Aufgaben in-
frage zu stellen, die ihren
Zweck erfüllen: Ist etwa
der Verfassungsschutz
verzichtbar, weil die über-
große Mehrheit der Men-
schen in Deutschland das
Grundgesetz respektiert?
Ist die Polizei verzichtbar,
weil sich die allermeisten
Menschen rechtstreu ver-
halten? Warum leisten wir
uns Rechnungshöfe, wo
doch alle öffentlich Be-
diensteten in der Schule
Mathematikunterricht hat-
ten? Wieso noch Fahr-
schulen, wenn seit Jahren
die Zahl der Unfälle und
Verkehrstoten abnimmt? 

Vorsorge, das belegen
diese Beispiele, ist ein We-
sensmerkmal fortgeschrit-
tener und aufgeklärter Ge-
sellschaften. Politische Bil-
dung in solch einer Gesell-
schaft ist nichts anderes
als Vorsorge für die Stabi-
lität der Demokratie, an
der uns eigentlich viel lie-
gen müsste. Was wäre ei-
gentlich, wenn die Demo-
kratie nicht stabil wäre?
Dann könnte man doch
mit Fug und Recht sagen:
Die politische Bildung er-
füllt ihren Auftrag nicht,
wir können auf sie ver-
zichten. Die Stabilität der
Demokratie gerade ist es,
die den Erfolg der politi-
schen Bildung ausmacht. 

Natürlich kann die po-
litische Bildung allein den
Erhalt der Demokratie
nicht sichern. Dazu bedarf
es demokratischer politi-
scher Parteien, der Parla-
mente, der unabhängigen
Justiz, der Aufklärungsar-
beit der Medien und poli-
tisch engagierter Bürger.
Und es bedarf vor allem
der Orientierung an den
Werten unserer Verfas-
sung – durch Gemein-
schaftskunde- und Ge-
schichtsunterricht in den
Schulen, durch Seminare
und Vortragsveranstal-
tungen, durch Bücher und
andere Schriften, über mo-
derne Medien wie das
Internet, durch geeignete
Foren für Austausch und
Dialog. Wie, wenn nicht
durch politische Bildung,
sollen die Werte unserer
Verfassung denn sonst
vermittelt werden? Wer
an der Notwendigkeit po-
litischer Bildung zweifelt,
der muss eine Antwort auf
diese Frage geben. Ganz-
heitliche Bildung, viel be-
schworen und zum gro-
ßen Ziel aller Bildungspo-
litik erklärt, ist ohne politi-
sche Bildung schlichtweg
nicht denkbar. 

Einsicht 
in Zusammenhänge
Und Bildung, auch darü-
ber herrscht Einigkeit,
muss mehr sein als bloße
Vermittlung von Wissen.
„Vielwisserei lehrt nicht
Verstand haben“, so He-
raklit schon vor über 2500

Jahren. In die heutige Zeit
übersetzt, heißt das: Es
geht nicht nur um „Fak-
ten, Fakten, Fakten“, wie
es in der Werbung eines
bekannten Wochenmaga-
zins aus München heißt.
Sondern es geht um Fak-
ten ebenso wie um Zu-
sammenhänge und um
Werte. Deshalb ist politi-
sche Bildung etwas ande-
res als bloße Wissensver-
mittlung oder Häppchen-
journalismus mit bunten
Bildern und kleinen Käst-
chen als „Hintergrund-
info“. Sie schult Generalis-
ten, also Spezialisten für
die Einsicht in Zusam-
menhänge, und auch das
macht sie notwendig und
unverzichtbar, weil die
Einsicht in Zusammen-
hänge notwendig und un-
verzichtbar ist, wenn zum
Beispiel Entscheidungen
nicht nur richtig getroffen,
sondern von den Betroffe-
nen auch richtig beurteilt
werden sollen. 

Junge Menschen sind
heute einer Masse an Ein-
flüssen ausgesetzt wie
noch keine Generation
junger Menschen vor ih-
nen. Deshalb wird nicht
nur Bildung wichtiger,
deshalb wird auch Erzie-
hung wichtiger, ist das ge-
lebte Vorbild von Eltern,
Lehrern, Vorgesetzten, Po-
litikern und Meinungsma-
chern dringend gefordert.
Junge Leute müssen die
Chance haben, zu hören
und an Beispielen zu se-
hen, dass Preis und Wert

Seite 46 Nr. 447 · Februar 2007

angemerkt

447_45_51_Frick_ang  25.01.2007  7:57 Uhr  Seite 46



Seite 47Nr. 447 · Februar 2007

nicht dasselbe sind. Junge
Leute müssen die Chance
haben zu erfahren, dass
sich der Reichtum im Le-
ben eines Menschen und
einer ganzen Gesellschaft
nicht allein an Geld und
Besitz bemisst. Junge
Leute müssen Möglichkei-
ten haben zu erfahren,
dass es Werte gibt, die für
alle verbindlich sind und
über die sich niemand hin-
wegsetzen darf. Und
junge Menschen müssen
erkennen können, wie
wichtig es ist, nicht nur
zwischen 10 000 Klingeltö-
nen, sondern auch zwi-
schen vier, sechs oder acht
demokratischen Parteien
unterscheiden, wählen
und auswählen zu kön-
nen. Solche Orientierung
kann nur Bildung vermit-
teln – aber nur Bildung, zu
der auch politische Bil-
dung gehört. 

Politische Bildung ist
elementarer Bestandteil ei-
ner umfassenden und
ganzheitlichen Bildung.
Deshalb braucht auch sie
eine Lobby, wie sie na-
hezu alle Bildungssparten
haben. Sportvereine und
Mediziner fordern zu
Recht mehr Sportunter-
richt und mehr Sportmög-
lichkeiten für Kinder. Um-
weltverbände und Natur-
schützer verlangen mehr
ökologische Bildung.
Nicht nur die Gewerk-
schaften und die Wohl-
fahrtsverbände fordern
eine verstärkte Ausrich-
tung des Bildungswesens

auf soziale Kompetenzen.
Die Wirtschaft und ihre
Verbände fordern mehr
ökonomische Bildung,
mehr naturwissenschaft-
lich-technischen Unter-
richt und frühere Fremd-
sprachenvermittlung.
Ganz frei von Nützlich-
keitserwägungen bezüg-
lich der je eigenen Anlie-
gen sind alle diese Forde-
rungen natürlich nicht,
doch das ist in Ordnung
so. Wer aber – außer viel-
leicht den Einrichtungen
der politischen Bildung
selber – fordert mehr poli-
tische Bildung? Die Politik
etwa? Davon haben die In-
stitutionen der politischen
Bildung in den letzten Jah-
ren nicht so viel gemerkt,

vor allem nicht an ihrer Fi-
nanzausstattung. Hurra,
wir leben noch. Aber wie
lange noch? Bis zum Ve-
getieren ist es nicht mehr
so weit. 

Unabhängig 
statt „marktgängig“
Dabei wäre es im urei-
gensten Interesse der
Politik, mehr politische
Bildung zu ermöglichen.
Es ist sogar an der Zeit, ein
neues und festeres Bünd-
nis zwischen der Politik
und der politischen Bil-
dung zu schmieden. Die
politische Bildung ist eine
natürliche Verbündete der
Politik, der Parlamente
und der demokratischen
politischen Parteien. Nicht
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etwa weil sie kritiklos
wäre – wäre sie das, wäre
sie unglaubwürdig –,
sondern deshalb, weil sie
uneigennützig und ohne
Quoten- oder Auflagen-
druck über Politik und
politische Zusammen-
hänge informiert. Möglich
ist solche Unabhängigkeit
aber nur, wenn politische
Bildung mit öffentlichen
Mitteln gefördert wird;
„marktgängig“ ist sie
allenfalls in kleinen Teilen
ihres Angebots. Man muss
also staatlicherseits ent-
scheiden, ob unabhängige
politische Bildung im ge-
sellschaftlichen Interesse
liegt. Das ist der sprin-
gende Punkt, an dem man
sich nicht vorbeimogeln
kann. 

Auf jeden Fall sollte das
Verhältnis zwischen Poli-
tik und politischer Bil-
dung nicht so sein wie das
zwischen Winston Chur-
chill und der Labour-Ab-
geordneten Bessy Smith,
die für ihr überaus resolu-
tes Auftreten bekannt war.
Sie hat während einer
Rede Churchills im briti-
schen Unterhaus dazwi-
schengerufen: „Wenn Sie
mein Mann wären, würde
ich Ihnen Gift in den Tee
tun.“ Churchill hat geant-
wortet: „Und wenn Sie
meine Frau wären, würde
ich den Tee trinken.“ 

Widersprüchliche
Anforderungen
Die politische Bildung ist
schon deshalb eine natür-

liche Verbündete demo-
kratischer Politiker, weil
sie dabei hilft, verzerrte
Bilder in der Öffentlich-
keit zu korrigieren oder
der Wirklichkeit wenigs-
tens anzunähern. Die von
nicht wenigen Menschen
an Politikerinnen und Po-
litiker gestellten Anforde-
rungen ergeben in sich ein
Bild der Widersprüchlich-
keiten: Abgeordnete sol-
len finanziell unabhängig
und vom großen Geld
nicht verführbar sein, aber
nicht mehr verdienen als
das Durchschnittseinkom-
men, damit sie die Boden-
haftung nicht verlieren. In
den Parlamenten sollen
die Besten des Landes sit-
zen, aber gleichzeitig den
Querschnitt des Staats-
volkes widerspiegeln. Der
Politiker soll wissen und
erklären können, was in
der Welt los ist, aber bitte
nicht an vom Steuerzahler
finanzierten Auslandsrei-
sen teilnehmen. In der
Politik werden nach allge-
meiner Überzeugung Füh-
rungskräfte gebraucht, die
auch unpopuläre Ent-
scheidungen treffen, sich
aber nach genauso weit
verbreiteter Auffassung
ebenso nicht über die
überwiegende Mehrheit in
der Bevölkerung hinweg-
setzen sollen. 

Wo die Anforderungen
an Entscheidungsträger in
der Politik dermaßen in
Konflikt zueinander ste-
hen, bedarf es dringend
der Aufklärung und der

Information. Auch dazu
ist politische Bildung not-
wendig. Ohne politische
Bildung würde der demo-
kratischen Politik und den
demokratischen Politike-
rinnen und Politikern eine
wichtige Unterstützerin
und Partnerin fehlen. 

Krisensymptome
Aber man kann auch
weniger pragmatische
Gründe für die Notwen-
digkeit politischer Bildung
ins Feld führen; man muss
nur die Augen ein klein
wenig aufmachen. Denn
so ungefährdet und so
mega-stabil, wie manche
tun, sind die Demokratien
dieser Welt nicht mehr. 

Krisensymptome gibt
es genug: Wir erleben die
niedrigsten Wahlbeteili-
gungen aller Zeiten. Wir
erleben in vielen demo-
kratischen Ländern auf
der ganzen Welt Wahler-
gebnisse, die auf eine
Spaltung der Wählerschaf-
ten in zwei annähernd
gleich große Lager hin-
deuten: USA 2000 mit
Wahlentscheid per Ge-
richtsurteil, 2004 Deutsch-
land und Österreich mit
zwei fast gleich starken
Lagern, hauchdünne
Wahlentscheidungen in
Frankreich, Italien und
Tschechien, genauso in
Lateinamerika wie zum
Beispiel in Mexiko und
Costa Rica.  Viele der noch
jungen Demokratien in
Osteuropa zeigen sich zu-
nehmend von autokrati-
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schen und autoritären Zü-
gen geprägt. Wir erleben
Orientierungslosigkeit in
einem Zeitalter der Globa-
lisierung, in dem eigent-
lich nichts wichtiger ist als
Orientierung. Wir erleben
eine Unzufriedenheit mit
der Demokratie, die auch
in Deutschland so hoch ist
wie nie zuvor, weil die
Gleichung „Demokratie
ist gleich immer mehr
Wohlstand“ nicht mehr
aufzugehen scheint; die
höchsten Wachstumszif-
fern werden inzwischen
meist aus Staaten vermel-
det, in denen es um die
Einhaltung der Menschen-
rechte nicht zum Allerbes-
ten steht. Wir erleben den
dramatisch gestiegenen
und weiter steigenden
Einfluss der Medien, oft in
wenigen Händen konzen-
triert: auf das Meinungs-
bild ganzer Gesellschaf-
ten, auf die Tagesord-
nung, die Prioritätenset-
zung der Politik. Und wir
erleben, dass sich viele, zu
viele Menschen im welt-
weiten Informations-
dschungel nicht mehr zu-
rechtfinden und vor lauter
Bäumen den Wald nicht
mehr sehen. 

Wunsch 
nach Beteiligung
Gleichzeitig erleben wir
auch das genaue Gegenteil
all dessen, was auf einen
Abschied der Menschen
von Politik und Demokra-
tie, auf einen Rückzug ins
Private hindeutet: Es gibt

einen weiter hohen
Wunsch nach Beteiligung
an Entscheidungen und
ihrem Zustandekommen.
Es gibt viel ehrenamtli-
ches Engagement für viele
„kleine“ Anliegen und
Projekte, sehr oft in der ei-
genen Wohngemeinde. Es
gibt auch im Zeitalter der
Massenmedien den Bedarf
an direktem Austausch
mit Politikerinnen und Po-
litikern und geeigneten
Foren dafür. Und es gibt
den verbreiteten Wunsch
danach, sich in der vielfäl-
tigen Medienlandschaft si-
cher bewegen und zu-
rechtfinden zu können,
danach, wichtige Informa-
tionen von unwichtigen
und unbrauchbaren unter-
scheiden zu können. Das
von den Menschen zuneh-
mend verlangte Effizienz-
denken schlägt sich auch
in ihrem Alltag ganz prak-
tisch nieder. 

Drängende Aufgaben
Die politische Bildung
müsste also eigentlich ge-
fragt sein wie nie zuvor.
Sicher ist auf jeden Fall:
Sie ist gefordert wie nie
zuvor; vielleicht nicht stär-
ker, aber anders. 

Politische Bildung ist
mit der Aufgabe gefordert
und notwendig dafür, die
so genannten „bildungs-
fernen Schichten“ wieder
an die Demokratie und
ihre Institutionen heran-
zuführen. Denn in diesen
Schichten sind Wahlent-
haltung, politische Apa-

thie und leider auch anti-
demokratische Ressenti-
ments am weitesten ver-
breitet. Aber wir können
nicht einfach einen großen
Teil unserer Gesellschaft
für die Demokratie verlo-
ren geben – sonst kommen
ganz schnell ganz andere
und holen diese Menschen
ab. 

Der Begriff „bildungs-
ferne Schichten“ ist im
Übrigen einer, der die
Probleme ins falsche Licht
setzt – als ob die gemein-
ten Leute in Scharen vor
der Bildung davongelau-
fen wären. Aber es besteht
eher der Eindruck, dass
nicht nur die gemeinten
Schichten fern der Bildung
sind, sondern die Bil-
dungseinrichtungen, die
Bildungsvermittler und
die Bildungspolitik sehr
oft fern dieser Schichten
sind; die politische Bil-
dung ist dabei nicht aus-
genommen. 

Politische Bildung ist
darin gefordert und not-
wendig dafür, Zuwande-
rern die Integration zu er-
leichtern und auch in die-
ser Hinsicht den Zu-
sammenhalt in unserer
Gesellschaft zu stärken.
Einbürgerungstests hin
oder her – wie soll Integra-
tion in eine pluralistische
Gesellschaft möglich sein
ohne ein Minimum an
politischer Bildung, an
Grundkenntnissen über
die Gesellschaft und ihre
Geschichte, das Staats-
wesen und die ihm zu-
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grunde liegende Verfas-
sung? Das gilt für deut-
sche Staatsbürger übri-
gens genauso: Wie soll die
schon angesprochene
wachsende Entfremdung
auch vieler Deutscher vor
allem in den einkommens-
schwächeren Schichten
von unserer Gesellschaft
und ihrer Demokratie
überhaupt aufgehalten
werden ohne ein Mini-
mum an politischer Bil-
dung? 

Langfristige 
Orientierung
Politik und politische Bil-
dung haben, gerade vor
dem Hintergrund der be-
schriebenen Phänomene,
ein weiteres gemeinsames
Problem: Zunehmend
komplexe und schwierige
Aufgaben und Herausfor-
derungen müssen immer
einfacher dargestellt wer-
den, sollen nicht von vorn-
herein große Teile der Be-
völkerung, die sich nicht
wie die Profis fast Tag und
Nacht mit Politik beschäf-
tigen können, von der
Vermittlung politischer
Inhalte und Themen aus-
gegrenzt bleiben. Die
Flucht in Inszenierung
und symbolische Politik,
in denen die Art und
Weise des Auftretens von
Personen und nicht mehr
die Inhalte maßgeblich
sind, ersetzt leider immer
häufiger die sachliche
Auseinandersetzung. Da-
hinter steht die Hoffnung,
dass beim Wahlvolk,

wenn schon keine Fakten
und Zusammenhänge, so
doch wenigstens der rich-
tige Eindruck hängen
bleibt. Aber Eindrücke
sind flüchtig, bis zu ihrem
Verfallsdatum währt es
nicht lange. Menschen mit
politischer Bildung orien-
tieren sich dagegen lang-
fristiger und lassen sich
nicht von jedem inszenier-
ten Medienereignis so ein-
fach ins politische Bocks-
horn jagen. 

Qualifizierung 
durch Expertenwissen
Politische Bildung ist da-
rin gefordert und notwen-
dig dafür, in Zeiten wach-
sender Unzufriedenheit
mit der Demokratie dafür
zu werben und zu sorgen,
dass die Distanz zwischen
„denen da oben“ und
„uns hier unten“ nicht
noch größer wird, sondern
sich wieder verringert.
Gerade deshalb bedarf es
auch in Zukunft erst recht
der Menschen, die bereit
sind, sich freiwillig, lang-
fristig und unentgeltlich
in den Dienst politischer
Aufgaben zu stellen: zum
Beispiel der Gemeinde-
räte, der Mitglieder demo-
kratischer politischer Par-
teien, der Mitwirkenden
in Bürgerinitiativen, Pro-
jektgruppen und Vereinen
aller Art. Ohne sie fehlte
das Bindeglied zwischen
der professionellen Politik
und der Gesellschaft. 

Ehrenamtlich Tätige
und freiwillig Engagierte

sind heute aber ebenso
vielfältigen Situationen
ausgesetzt, in denen der
gesunde Menschenver-
stand nicht zur Beurtei-
lung der Sachlage aus-
reicht, sondern schon ein
gewisses Expertenwissen
verlangt ist. Auch in die-
sem Bereich ist politische
Bildung notwendig und
gefordert. Mit Qualifizie-
rungsangeboten soll dafür
gesorgt werden, dass die
Bürgerinnen und Bürger
in demokratisch gewähl-
ten Gremien die Kontrolle
über ihre eigenen Lebens-
umstände behalten kön-
nen und sie nicht vollstän-
dig an hauptamtliche Pro-
fis und die ihnen zur Ver-
fügung stehenden Stäbe
und Apparate delegieren
müssen, denen sie hoff-
nungslos unterlegen sind.
Auch das entscheidet mit
über die Qualität und die
Bewertung von Demokra-
tie in den Augen der Bür-
gerinnen und Bürger und
damit über ihre Legitima-
tionsgrundlage. 

Professionalisierung
der Politik darf nicht das
Ausscheiden der Ama-
teure bedeuten. Demokra-
tie lässt sich nicht reduzie-
ren auf die Profis der poli-
tischen Klasse in Parla-
menten, Parteien, Lobbys
und Medien. Die „Frei-
zeitpolitiker“ von heute
sind nicht nur die Lebens-
versicherung der Berufs-
politiker, das Bindeglied
zwischen „denen da
oben“ und „uns hier un-
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ten“, sondern auch die Be-
rufspolitiker von morgen.
Das macht politische Bil-
dung notwendig, weil sie
auch dafür mit qualifi-
ziert; nicht alle, aber alle,
die es wollen. Es ist wün-
schenswert, dass mög-
lichst viele Berufspolitiker
wieder einmal ihren eige-
nen Lebenslauf studieren
und Revue passieren las-
sen: Dann würden die
meisten von ihnen feststel-
len, dass sie ohne politi-
sche Bildung wahrschein-
lich nicht oder zumindest
nicht so leicht in die Äm-
ter gekommen wären, in
denen sie heute sitzen. 

Und die meisten von
ihnen wünschen sich si-
cher, aufgrund von Wahl-
entscheidungen in ihre
Ämter gekommen zu sein,
die von informierten,
interessierten und mit ge-
sundem Menschenver-
stand und einiger Sach-
kenntnis urteilenden
Staatsbürgerinnen und
Staatsbürgern gefällt wor-
den sind. So sicher kann
man dieser Sache aber
nicht mehr sein, was an-
hand eines persönlichen
Erlebnisses illustriert wer-
den kann: 

Ende des Jahres 2005
fand in meiner Heimatge-
meinde eine Bürgermeis-
terwahl statt; im zweiten
Wahlgang standen sich in
einer Stichwahl der Amts-
inhaber und eine Gemein-
derätin gegenüber. In ei-
ner örtlichen Gaststätte

studierte eine Frau mittle-
ren Alters eine Wahl-
kampfanzeige des Bürger-
meisters, zeigte auf sein
Konterfrei und sagte zu
ihrem Nachbarn an der
Theke: „Das ist mein
Schatz. Der hat blaue Au-
gen wie mein Roland. Den
wähle ich.“ Der Bürger-
meister setzte sich in der
Stichwahl mit einem Vor-
sprung von gerade rund
140 Stimmen mit 51 zu 48
Prozent durch. 

Ist es gewollt, dass
künftig „die blauen Au-
gen von Roland“ und ver-
gleichbare völlig unpoliti-
sche Erwägungen für den
Ausgang von Wahlen in
wachsendem Ausmaß den
Ausschlag geben? Schon
gibt es Studien, die ernst-
hafte Zusammenhänge
zwischen der optischen
Attraktivität von Bewer-
bern um öffentliche Ämter
und ihren Wahlchancen
belegen. Kein Demokrat
kann daran Interesse ha-
ben, schon gar nicht in
Zeiten, in denen, wie
schon erwähnt, Wahlen
sehr oft um Haaresbreite
ausgehen. Damit ist nicht
gesagt, dass Wahlen künf-
tig weniger knapp ausge-
hen würden oder die
Menschen sich nicht von
eigenen Interessen bei der
Wahlentscheidung leiten
ließen. Darauf aber kön-
nen sich Parteien und
Kandidaten noch einstel-
len und ihre Positionen
gegebenenfalls verändern

oder anpassen. „Blaue Au-
gen“ und Ähnliches gibt
es aber nicht per Partei-
tagsbeschluss oder Presse-
mitteilung. Dafür, dass es
möglichst viele politisch
informierte Staatsbürger
gibt, denen die Demokra-
tie und die demokratisch
Gewählten schlussendlich
auch ihre Legitimation
verdanken, kann man
aber etwas tun –  zum Bei-
spiel die politische Bil-
dung fördern. 

Informierte Staatsbür-
ger mögen kritischer sein
als andere, vielleicht stel-
len sie auch mehr Fragen
und erscheinen dadurch
bisweilen für manchen
möglicherweise sogar als
lästig – aber sie sind es,
die die Demokratie stabil
erhalten. Staatsbürger mit
Informationsdefiziten sind
verführbar, und das
macht sie – unbewusst –
für die Demokratie ge-
fährlich. Das Ideal des in-
formierten, aufgeklärten,
sachlich abwägenden, die
Zusammenhänge kennen-
den und sich in die Demo-
kratie einbringenden
Staatsbürgers ist und
bleibt unverzichtbar.
Auch deshalb ist politi-
sche Bildung notwendig.
Das heißt nicht: Es gibt zu
ihr keine Alternative. Die
gibt es. Aber jede denk-
bare Alternative ist
schlechter. Demokratie
ohne politische Bildung ist
wie ein Meer, in das kein
Wasser mehr fließt. 
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